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5.

6. Im Rahmen des Notifizierungsverfahrens gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft haben die
lettischen Behörden der Kommission am 1. Juli 2024 den Entwurf eines „Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die
Handhabung alkoholischer Getränke“ (im Folgenden „bekannter Entwurf“) übermittelt.
Damit die Dienststellen der Kommission ihre Prüfung gemäß den einschlägigen Bestimmungen des EU-Rechts
abschließen können, werden die lettischen Behörden gebeten, auf folgendes Ersuchen um ergänzende Informationen zu
antworten:
1. Die lettischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, ob die Bestimmungen des notifizierten Entwurfs für Anbieter
von Diensten der Informationsgesellschaft im Sinne der Richtlinie 2000/31/EG gelten sollen.
Falls ja, möchten die Dienststellen der Kommission weitere Informationen zu folgenden Punkten erhalten:
a) ob der notifizierte Entwurf für Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft gelten würde, die im Hoheitsgebiet
anderer Mitgliedstaaten als Lettland ansässig sind;
b) welche Verpflichtungen sich aus dem notifizierten Entwurf für diese Diensteanbieter ergeben würden;
c) ob die lettischen Behörden diese Anbieter ermittelt haben oder was die Grundlage für ihre Ermittlung wäre;
d) wie die lettischen Behörden beabsichtigen, die Anforderungen von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 2000/31/EG zu
erfüllen, insbesondere im Hinblick auf das EuGH-Urteil in der Rechtssache C-376/22.
2. Die Kommissionsdienststellen würden weitere Informationen darüber begrüßen, ob die Bestimmungen des notifizierten
Entwurfs, insbesondere, aber nicht ausschließlich die Nummern 3, 5 und 7, auch für Anbieter von Vermittlungsdiensten
im Sinne von Artikel 3 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2022/2065 gelten sollen.
Falls ja, würden die Dienststellen der Kommission eine Klarstellung zu folgenden Punkten begrüßen:
a) das beabsichtigte Zusammenspiel zwischen dem notifizierten Entwurf und der Verordnung (EU) 2022/2065 im Hinblick
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auf ihre maximale Harmonisierungswirkung;
b) die konkreten Verpflichtungen für Vermittlungsdienste im Sinne der Verordnung (EU) 2022/2065, die sich aus dem
notifizierten Entwurf ergeben;
c)
3. Die lettischen Behörden werden gebeten klarzustellen, ob die Änderung in Abschnitt 5 zur Ergänzung von Artikel 11
des notifizierten Entwurfs, wonach Werbung für Preise und Preisnachlässe für alkoholische Getränke auf „Websites und
Online-Plattformen“ verboten sind, für Videoplattformanbieter im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe da der Richtlinie
2010/13/EU über audiovisuelle Mediendienste gilt.

4. Wenn ja, werden die lettischen Behörden gebeten, zu klären, ob das Verbot an Videoplattformanbieter gerichtet ist,
unabhängig davon, ob die betreffende audiovisuelle kommerzielle Kommunikation von der Videoplattform vermarktet,
verkauft oder zusammengestellt wird oder nicht.

Die lettischen Behörden werden gebeten, ihre Antwort bis zum 13. August 2024 zu übermitteln.
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